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Vorwort zur zweiten Auflage. 
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j f f der Tagung des Deutſchen Verbandes Kaufmän- 

2 niſcher Vereine in Chemnitz 1906 wurde der lebhafte 

, 4 Y Wunſch geäußert, die vielſeitige Tätigkeit, welche d-r 

-“**_-*_':*; Verband ſeit ſeiner Gründung im Jahre 1899 (eben- 

55 ER 8S falls in Chemniß) für die Deutſche Kaufmannſchaft 

cntfaltct hatte, in einer kurzgedrängten Broſchüre zuſammenzufaſſen. 

Dies geſchah in Form „„Kurzer Mitteilungen über den Deutſchen Ver- 

band“, die der damalige Generalſekretär Wilhelm Schmidt, Frankfurt, 

im Jahre 1906 verausgabte. Aufbauend auf dieſem Material erſcheint 

nunmehr eine zweite Ausgabe des Tätigkeitsberichtes, die in erweiterter 

Form die-Furze Chromk bis zum beutigen Tage fortführt und auf Grund 

der Jahresberichte und Protokolle vervollſtändigt. 

Dieſes kurze Schriftchen ſoll ein Erinnerungsblatt für viele treue 

Mitarbeiter, ein werbender Aufruf für alle Intereſſenten ſein, die ſich 

von einer harmoniſchen Zufammenarbeit der Prinzipale und Gehilfen 

dauernd ſchöne Erfolg2 erwarten. 

Frankfurt a. M., im Auguſt 1911. 

Der Generalſekretär 

des Deutſchen Verbandes Kaufmänniſcher Vereine: 

Richard Baum.



Dcr Deutſche Verband Kaufmänniſcher Vereine iſt hervor- 

gegangen aus dem Deutſchen Verbande von Vereinen für 

öffentliche Vorträge (jeßt: Deutſcher Vortrags-Verband), 

der auf feiner Generalverfammlung 1889 zu ChemmB eine „Kauf- 

männiſche Abteilung“ mit vorläufigen Saßungen ins Leben rief. 

Dieſe Abteilung, der ſofort 19 Kaufmänniiſche Vereine beitraten, hat dann 

in der Verſammlung vom 9. Jum 1890 in Frankfurt a. M. den Namen 

„„Deutſcher Verband Kaufmänniſcher Vereine“ angenommen und ſich 

zu einem eigenen Verbande ausgeſtaltet. 

Aus den Reiben der Prinzipale und kaufmänniſchen Angeſt-“lUten 

ertönte damals der Ruf nach einer Vereinigung, welche die Intereſſen 

kaufmänmſcher Sozialpolitik in einträchtiger Weiſe fördern ſollte. In 

.der Gründungsverſammlung wies man Darauf bin, daß das frühere 

Verhältmis, nach dem die Stellung des Handlungsgebilfen nur ein 

Übergang vom Lebrling zum Prinzipal geweſen ſei, micht mehr zutreffe, 

viele Gehbilfen zeitlebens in diejer Stellung blieben, und deshalb ein 

eigener Handlungsgebilfenſtand mit eigenen Intereſſen ſich gebildet habe. 

Es fei daber angezeigt, eine eigene Standesbewegung ins Leben zu rufen, 

zumal die kaiſerlichen Februarerlaſte mit Recht die Notwendigkeit ſozialer 

Reformen in den Vordergrund des politiſchen Lebens gerückt hätten. 

In den Saßungen kam dann auch klar zum Ausdruck, welchen 

Weg der neugegründete Verband geben follte. Es bieß in den erſten 

Fntwürfen: / 

„Zweck des Verbandes it die Beratung und Förderung der Intereſſen 

der deutſchen Kaufmän:nſchen Vereine, der Handlungsgehilfen, ſowie 

des geſamten Handelsſtandes. Mitglied kann jeder Kaufmänniſche 

Verein werden, der ſeinen Siß im Deutſchen Reiche hat, faßungsgemäß 

die Förderung kaufmänniſcher Intereſſen b2zweckt und ſich ſelbſtändig 

verwaltet“. Sofort auf der konſtitmerenden Verfammlung in Chemmißam 
24. Juni 1889 und iſpäter in Frankfurt a. M. am 7. bis 9. Jum 1890



wurden die fozialpolitiſchen Verhältniſſe unferes Kaufmannsſtandes auch 

eingebend erörtert. Aus allen Gauen des Deutſchen Reiches kamen die 

Vertreter zablreicher großer Lokalverceine zufammen, die ſich wie in den 

folgenden Jabren die organiſche Fortführung der Handelsgeſeßgebung 

und den Ausbau gemeinſamer Wohlfahrtskaſen zum Ziele ſeßten. 

Auf dieſen Gebieten iſt dann auch eine gründliche und erfelgreiche 

Tätigkeit entfaltet worden. Heute nach 22jähriger Arbeit iſt eine großc 

Reihe von Forderungen erfüllt, wichtige Geſeßentwürfe liegen dem 

Bundesrate und Reichstag vor oder befinden ſich in der Ausarbeitung. 

Es mag Ddaber leicht überſehen werden, welche Ausdauer und unermüd- 

liche Kleinarbeit nötig war, um die großen Aufgaben für unſere Berufs- 

kollegen zu erfüllen. Das „Neue HandelsgeſeBbuch“, deſſen 

Segnungen wir ſeit Jahren genießen und an deſſen Ausbau und dauern- 

der Vervollkommnung rege weiter gearbeitet wird, war damals noch im 

erſten Stadium der Vorarbeit; die Kaufmänniſchen Schieds- 

gerichte, deren Anregung unſferem Verbande zu danken iſt, waren bei 

den Behörden noch nicht einmal vorgeprüft; die Regelung der Arbeits- 

zeiten und der Kampf gegen viele veraltete Gewerbeordnungsbeſtim- 

mungen wurde mit Cifer betrieben, die Frage der Reform unſerer jungen 

und allerorts unzulänglichen Verſicherungsgeſeßgebung beſchäftigte alle 

Kreiſe. Mit großem Cifer und guter Sachkenntnis wurde die Sichtung 

dieſes ungebeuren Materials auf Verbandstagungen und Vorſtands- 

ſißungen begonnen. 

Von welch allgemeinem Intereſſe die Beratungen des Vervandes 

waren, gebht ſchon daraus bervor, daß faſt alljzährlich Vertreter der 

Reichsregieruna, msbeſondere des Reichsamts des Innern,des Reichs- 

Juſtizamts und des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes, ferner des König- 

tich Preußiſchen Handelsminiſtertums, und ſonſtiger hober Landes- 

behörden, der Handelskammern uſw., den Hauptverjammlungen 

beiwobnten. Der Vorſtand licß es ſich angelegen Yein, die Verbindung 

mit den Behörden ſtets in aufmerkſamſter Weiſe zu pflegen. 

Der Verband verdankte der Anweſenbeit der hohben Gäſte auf ſeinen 

Tagungen manche wertvolle Anregung und Förderung ; feine Wünſche 
und Beſchlüſte, die durch Überſendung der Protokolle und durch eine 

Reihe von Eingaben fortgeſeßt zur direkten Kenntnis des Bundesrats 

und des Reichstags gebracht wurden, fanden bei den höheren Beamten 

der verſchiedenen Reſſorts, bei bervorragenden Reichstagsabgeordneten 

. |) «-



verſchiedener Parteien uſw. ſtets in hohem Maße Beachtung und Be- 

rückſichtigung. Der Vorſißende des Verbandes, Herr Carl Ludwig 

Schäfer, hat ſeit Jahren perſönlich Zutritt zu den hohen Ämtern, und 

ſeiner Vermittlung verdanken wir manchen Erfolg, der nicht in lär- 

mender Propaganda vor der Öffentlichkeit verkündet wurde. Frei von 

tendenziöſen Reklamen oder prahleriſcher Wichtigtuerei hat der Verband 

ſeinen Weg verfolgt und auch in den Jahren des ſtarken Konkurrenz- 

kampfes unter großen Verbänden iſt er von ſeiner lange geübten 

maßvollen Zurückhaltung nicht abgebracht worden. 

- Dieſe vornehme Art der Mitarbeit hat ihm auch jederzeit Freunde 

und objektive Beurteiler an hohben maßgebenden Stellen geſichert. Seit 

Gründung war das Intereſſe der Behörden für unſeren Verband ein 

reges. So wurde bei Beratung des Entwurfes für das neue Handels- 

' geſeßbuch ſeine Vertretung gutachtlich gehört; die in dem neuen Geſeße 

enthaltenen Beſtimmungen über den kaufmänniſchen Dienſtvertrag, 

die eine erhebliche Beſſerung der Stellung der Handlungsgehilfen und 

Lehrlinge gegen früher enthalten, ſind zum Teil ſeiner direkten An- 

regung, zum Teil ſeiner kräftigen Befürwortung zu danken, ebenſo die 

mancherlei in die Gewerbeordnung aufgenommenen Schußbeſtimmungen 

zu Gunſten der Angeſtellten. Der Verband iſt als erſter aller deutſchen 

faufmänniſchen Verbände und Vereinigungen eingetreten für die 

Schaffung kaufmänniſcher Schiedsgerichte, die nun in den Kaufmanns- 

gerichten erreicht ſind und deren ſachgemäße, raſche und billige Rechts- 

ſprechung gleicherweiſe von Prinzipalen wie Gebilfen anerfannt wird. 

Auch bei der Bearbeitung dieſes Geſeßentwurfes iſt der Vorſtand des 

Verbandes viele Male gutachtlich gehört worden. 

Daß der Einſchränkung übermäßiger Arbeitszeiten in Groß- und 

Kleinhandel, dem Acbmbr-Laccmck)luß„ der reichsgeſeßlichen Regelung 

der Sonntagsrube, der Gewähbrung von Sommerurlaub, der ")*cnmqm]q 

der Konkurrenzklauſel, der Verſicherung acgen Stellenloſigkei, beſerer 

- Ausbildung der Lehrlinge, Schaffung von Handelsbochſchulen, Ernennung 

von Handelsinſpektoren zur Überwachung der richngen Ausführung der 

zu Gunſten der Angeſtellten erlaſſenen gejeßlichen Schußbeſtummungen 

uſw. teine dauernde Sorgfalt galt, gebr aus den Verhandlungen der 

jährlichen Verbandstage deutlich hervor. Von ganz beſonderem Werte 

war die jahrelange Mitarbeit, Die der Verband bei der Vorberenung 

der Berufs- und Betriebszählungen im Jabre 1895 und 1907 leitete. 
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Die Vorſchläge und Neueinteilungen des Verbandsvorſtandes wurden 
faſt lückenlos von der Reichsregierung übernommen. Die Vorlage des 
Geſetzes einer ſtaatlichen Penſionsverſicherung der Privatbeamten trägt 

deutlich den Stempel unſerer jahrelang erhobenen Forderungen; hier 
war es insbeſondere unſer bewährter Vorſtandskollege Carl Fiſcher, 
Offenbach, der faſt 10 Jahre an dem Zuſtandekommen des wichtigen 

ſozialen Werkes vorbildliche Arbeit leiſtete. 

Neuerdings ſind weitere große Probleme zum Gegenſtand lebhafter 
und fruchtbarer Erörterungen geivorden. Die Frage der Lehrlingsausbil- 
dung und Fortbildung junger Kaufleute, die Regelung der Frauenarbeit 
im Handelsgewerbe und die tätige Förderung allgemeiner kaufmänniſcher 
Intereſſen im Hanſabunde fand hohe Beachtung aller Verbandsange- 
hörigen. Gleichſam gekrönt wird das Werk ſozialer Selbſthilfe von dem 
vielverheißenden Projekt der Kaufſfmannserholungsheime, die zum Segen 
für viele tauſend erholungsbedürftige Berufsangehörige werden ſollen. -- 

Dem regen Intereſſe an ſozialen Arbeiten folgte auch in leuten 
Jahren eine Kräftigung der inneren Organiſation. Der deutſche Ver- 
band Kaufmänniſcher Vereine als Förderativvund großer und leiſtungs- 
fähiger Lokalgruppen darf in ſeinem Aufbau nicht mit anderen (teilweiſe 

Nurgehilfen-) Verbänden verwechſelt werden. Die Selbſtändigkeit der 

Untergruppen iſt in den 22 Jahren des Beſtehens unſeres Verbandes 
nie angetaſtet worden. Gemeinſame ſoziale Ziele verbanden zahlreiche 

nord- und ſüddeutſche Vereine, denen bis vor 3 Jahren auch zahlreiche 

Gruppen Kaufmänniſcher Vereine für weibliche Angeſtellte angehörten. 

Die Verſchiedenartigkeit der Ortsvereine, inSbeſondere die Unterſchiede in 

der Geſchäftsleitung, der Organiſation, der Wohlfahrtseinrichtungen, der 

Vermögensbeſtände u. a. m. laſen auch für die nächſte Zeit das Auf- 
gehen in einem einzigen Verband als unmöglich erſcheinen. Im Laufe 
der Jahre iſt jedoch eine gemeinfame Baſis für zahlreiche Einrichtungen 
geſchaffen worden. 

Aus dem Schoße des Verbandes hat ſich der „Stellenvermitt- 

lungebund Kaufmänniſcher Vereine“ entwickelt, der am 
26. Januar 1890 gegründet wurde, und dem ſich die Mehrzahl der Ver- 

bandsvereine angeſchloſten hatte. Neuerdings 1iſt ein freier Vertrag an 

Stelle dieſer langſam arbeitenden Vereimgung getreten, der den Mit- 

gliedern der anzeſchloſſenen Vereine gegen mäßiges Entgelt die Benuzung 

aller Vermittlungen freiſtellt. Auf dem Gebiete des Bildungs- und Vor- 
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tragsweſens einigt der Deutſche Vortragsverband faſt alle Unter- 

gruppen. Landesverbände, denen die Vereine außerdem beigetreten ſind, 

haben gemeinſame Kranfen- und Unterſtüßungskaſſen geſchaffen, die den 

Zuſammenbalt in erfreulicher Weiſe fördern. In den letren Jahren iſt 

durch fkurze Verbandsmitteilungen und en Ausbau des Verbands- 

ſefretariats auch innerbalb der gemeinſamen Organiſation eim Schritt 

voran geſchehen, ſodaß außer den jährlichen Zuſammenfünſten auf Ver- 

bandstagungen durch ſtändige Rundſchreiben, Benachrichtigungen und 

perſönliche Beſuche der Vereine cin neues Bindeglied geſchaffen wurde. 

Dem Verbande gebören am 1. Oktober 1911 an: 85 Vereine mt 

64837 Mitgliedern; hiervon zählen wir 18062 Prinzipale, 41741 Gehilfen, 

2506 Lehrlinge und 2528 unterſtüßende Nichtkaufleute. 

Der Verband hat außerdem noch ca. 600 weibliche Mitglieder. 

Zablreiche Unterverbände mit eigenen Verbandszeitſchriften feſtigen den 

gegenſeitigen Zuſammenhalt. Wir nennen hier nur den ſächſiſchen Landes- 

verband, den badiſch-pfälziſchen Verband, den württembergiſchen Verband, 

den bayeriſchen Verband und viele kleinere Landes- und Orts8orgamjationen. 

An größeren Fachzeitſchriften innerhalb des Verbandes führen wir an : 

Süddeutſcher Merkur (Nürnberg), der Kaufmann (württembergüſcher 

Verband), Blätter des Verbandes junger Kaufleute in Berlin, das Ver- 

bandsblatt des Kaufmänniſchen Vereins in Hannover, die Kaufmänniſche 

Zeitung (Beilage des Kaufmänniſchen Vereins Frankfurt in der Tages- 

zeitung „„Kleine Preſſe) u. a. kleinere Lokatzeitungen, an denen Verbands- 

vereine beteiligt ſind. 

Erſter Vorſitender des Verbandes war von der Gründung bis 1893 : 

Herr Edmund LoB-Koburg; ſeit 1893 iſt es Herr Carl Ludwig 

S <häfer-Frankfurt a. M., Vorort und Siß des Verband iſt Frank- 

furt a. Main. 
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Auszüge aus den Beratungen und 

Beſchlüſſen der Verbandstage 

Qazn nachfolgenden Notizen iſt nun eine Ueberſicht über die in den Haupt- 

-xJ verſammlungen des Deutſchen Verbandes Kaufmänniſcher Vereine 

ſeit dem Jahre 1889 beratenen Gegenſtände und die wichtigſten Reſultate 

der Beratungen gegeben.- 

Die gefaßten Befck)lüff_e wurden durch Einreichung der Protofolle 

zur Kenntnis der Reichsregierung gebracht und größtenteils noch durch 

beſondere Eingaben an den Bundesrat, bezw. das Reichsamt des Innern, 

und an den Reichstag unterfiußt 

+ + 
TiüuG 

Kon]*tttmerenöe Verſammlung zu Chemnitz am 24. Juni 1889, 

1. Die Aufgaben der Kouſmänniſchen Vereine. 

2. Der geſeßliche Zwang zurKrankenverficberunq für Oandlunqsqebc!fen 

- und Lehrlinge. 
3. Die Ausdehnung des Alters- und mvul[d1tats*sermberunqs-Ge'eßes 

auf Handlungsgehilfen. 

Penſionskaſjen für Kaufleute. 

Einbeitliche Regelung des Stellenvermiutlungswejens. 
6. Feſtſezung der einſtweiligen Saßungen („„Beſtimmungen“. Folgende 

19 Kaufmänniſche Vereine treten bei: Augsburg, Braunſchweig, 

Bremen, Cottbus, Crimmitſchau, Frankfurt a. M., Gera, Hamburg 

(Verein für Handlungskommis von 1858), Iſerlohn, Leipzig 

(Verband Deutſcher Handlungsgebhilfen), Mannheim, München, 

Pforzheim, Plauen, Sorau, Stolp, Stuttgart, Wittenberge und 

Zwikau. - 
Denerſten Vorſtand bilden die Herren Ed m und Loß-Coburg, 

G. Unkart-Hamburg, Carl Ludwig Schäfer-Frankfurt, 

Zulius Wißigmann-Mannhemin, F. Mayerbhofer-Münche:. 

N
 +
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2. 

Frankfuürt a. M. am 7.-9. Juni 1890. 

Bericht über die am 26. Januar zu Frankfurt a. M. erfolgte Gründung 

eines Stellenvermittlungsbundes. 

Ergänzung der „Beſtimmungen“. 
3. Eingabe an den Herrn Reichskanzler, Erhebungen anſtellen zu 

n
 

laſſen über : 

Anzahl der in Deutſchland vorhandenen kaufmänniſchen Be- 

triebe, der Lehrlinge, unter Angabe der Lehrbedingungen, der für 

den Erkrankungsfall verſicherten Gehilfen und Lehrlinge, der 

Lehrlinge, die während ihrer Lehrzeit Fortbildungsſchulen regel- 

mäßig beſuchen,die täglichen Arbeitszeiten,die gewährte Sonntags- 

ruhe, die vereinbarte Kündigungsfriſt. 

Aufſtellung von Skalen zu einer Berufszählung. 

Braunſchweig am 8. Juni 1891. 

. Beratung und Feſtſezung der Saßungen des Verbandes. 

. Bericht über die Eingaben an die ReichSregierung über Kranken- 

kaſſengeſeß, Sonntagsruhe, Kaufmänmiſche Enqu&te ſowie die 

Unterlagen zur Berufszählung. 

Bericht über die Umfrage wegen Kündigungsfriſt. 

Handelsſchulen und Handelsfortbildungsſchulen. Bericht über 

das Bildungsweſen der Angeſtellten, der von der 

Regierungals Materiol übernommen wird. 

Köln am 12. Juni 1892. 

. Die beabſichtigte Erbebung über die ſoziale Lage der Handlungs- 

gebilfen. Die Reichsregierung ſoll erſucht werden, zu den münd- 

lichen Erbebungen auch die kaufmänniſchen Vereine heranzuzieben. 

. Einführung des obligatoriſchen Fortbildungsſchulunterrichts. 

- Einführung der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. Verfuche,eine 

reichsgeſeßliche Regelung herbeizufühbren. 

Einführung einer Minimalfündigungsfriſt. 
Orgamſation des Kaufmänniſchen Unterſtüßungsweſens. Vorſchläge 

zu großzügiger Organtſation in eigenen Katſſen. 
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Görlits am 4. Juni 1893. 

Die Fortbildungsſchulfrage. 

Stellenloſen-Verſicherung und Stellenloſen-Unterſtüßung. 

Antrag Frankfurt a. M. auf Einführung kaufmännitſcher 

Schiedsgerichte zur raſchen und billigen Entſcheidung 

der aus dem kaufmänniſchen Anſtellungsverhältnis 

berrübrenden Streitſachen. Organſationsvorſchläge, die 

dahin zielen, im Anſchluß an die Amtsgerichte ein Laiengericht 

unter Vorſiß eines Richters und gleichzeitiger Aſſiſtenz von 1e 

einem Prinzipal und Gehilfen zu ſchaffen. 

. Beſchränkung der Poſtſchalterſtunden an Sonn- und Feſttagen zur 

Erleichterung der Regelung einer allgemeinen Sonntagsruhe. 

Münden am 11. Juni 1894. 

. Verhandlungen über Kündigungsfriſten. Beichluß einer Cingabe an 

den Bundesrat. Vorarbeit zur Regelung der Handelsgeſeßgebung. 

. Die Erhebungen über die foziale Lage der Handlungsgebilfen nach 

einem vom Verbande ausgearbeiteten Schema. 

Main3z am 10. und 11. Juni 1895. 

Der Achtubr-Ladenſchluß. 

Minimalkündigungsfriſt. 

Freigabe von wöchentlich ſechs Sturden an Lehrlinge und jugend- 

liche Gehilfen zum Beſuche von Fortbildungs- oder Fachſchulen. 

Der Geſezentwurf über den unlauteren Wettbewerb als gleichzeitige 

Vorarbeit für die Regelung der Konkurrenzklauſel. 

Kaufmänniſche Schiedsgerichte (Unterſtellung unter Gewerbe- 

gerichte abgelehnt, bejondere Gerichte verlangt mit 2 Prinzipalen, 

9 Giehilfen und einem unparteüſchen Vorſißenden). Vorſchläge 

äber die Wahl der Beiſißer und deren Funktionen. 

. Sonntogsrube, der Weg der kommunalen Regelung. 

7. Fortbildungsſchulzwang. (Ausdehnung auf die weiblichen Gehulfen, 

abgelchnt mit 50 gegen 32 Stimmen.; 

Errichtunz von Yehrlingsheimen. 

. Kranfenfarren- und KrankenverſicherungsgeyeßB. 

. Erweiterung der Alters- und Invaliditätsverſicherung. 
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Berlin am 8. Juni 1896. 

. Arbeitszeit, Kündigungsfriſten uſw. Erſte Entwürfe über Statute 

zur Herbeiführung des Achtubr - Ladenſchluſes, 1' 2 ſtündige 

Mitragszeit ſowie den geſamten Dienſtvertrag. Carl Ludwig 

Cchäfer, der Vorſißende des Verbandes, wird von der Regierung 

als Beirat zur Ausarbeitung des „Neuen deutſchen Handelsgeſeß- 
buches“ zugezogen. 

Die geplante Änderung des Handelsgeſeubuches. 

Kaufmänniſche Schiedsgerichte, Behandlung des Wahlmodus. 

Die Frauenarbeit im Handelsgewerbe. Neſolutionen, welche auf 

gleiche Vorbildung der männlichen und weiblichen Angeſtellten 

zwecks Begegnung der ſalairdrückenden Tendenzen binzielen. 

Errichtung eines Kranfenkaſſenverbands. 

Die Verſicherung gegen Stellenloſigkeit. 

Leipzig am 14. und 15. Juni 1897. 

Arbeiwszeiten, Ladenſchlußſtunde. 

- Kaufmänniſche Schiedsgerichte, Beſchluß: Anſchluß an die ordentlichen 

Gerichte. 

- Notwendigkeit des Ausſcheidens der Handlungsgebhilfen aus der 
ſtaatlichen Alters- und JInvaliditätsverſicherung. Erſtmalige 

Forderung einer beſonders für die Handelsangeſtellten geeigneten 

Altersfürſorgegeſeßes unter Berückſichtigung der Berufs- 

mvalidität der Kaufleute. 

. Sonntagsrube, Geſuch an die Reichsregierung um einheitliche Ne- 

gelung. Schließung der Poſtſchalter an Sonn- und Feſttagen m 

den für Sonntagsarbeit nicht erlaubten Stunden. 

Hamburg am 6. und 7. Juni 1898, 

Boricht über den Stand der Fragen der Errichtung von Schieds- 
ger'chten und über die Koſtenfrage des Verfabrens. 

Die Ausbildung der Handlungslebhrlinge unter Zugrunde- 
legung einer Höchſtarbeitszeit für ugendliche Arbeiter ſowie Zu- 
afennung einer wöchentlichen freien 2eit von 6 Stunden fr 

For*bildungszwefe. Aufitellung eines Lehrvertrages. 

Die Herausgabe einer Verbandsmonatsſchrift. 

- | 3 -



.-
 

37
 

6. 

. Kaufmänniſche Konkursverwalter, Beſtellung von ſolchen an Steie =)
 

. 

z
 
W
e
e
 

--
 

+
H
 

. 

»
 

19
 

Krankenfkaſſenverband. 

Änderung der Prüfungsordnung für den Cinjährig:Frewvilligen Dienſt, 

dem eine freiwillige Prufung in kaufmänniſchen Fächern beigegeben 

werden foll. 

Die Verſicherung gegen Stellenloſigkeit. 

von Rechtganwälten. 

EiſenaH am 5. und 6. Juni 1899. 

Die Novelle zur Gewerbeordnung betreffend Arveitszeit, geſundheit- 

lichen Schuß, Lehrlingsfortbildung. Forderung eines reichsgeſeß- 

lichen Achtubr-Ladenſchluſſes. 

Kaufmänniſche Schiedsgerichte. 

. Stellenloſenverſicherung. Aufruf an die Verbänds-Vereine, derartige 

Inſtitute zu errichten. 

Der Handelsſtand in den Berufs- und Arbeitsloſenzählungen und die 

Wünſche des Verbandes. Durcharbeitung der Berufszäblung 

von 1895 und neuerliche Skalenaufſtellung. Forderung einer 

Berufszählung in Zeiträumen von 10 zu 10 Jahren. Arbeitslofen- 

zählung der Handelsangeſtellten. 

Errichtung einer beſonderen Altersverſicherungs-Kafie für die Hand»- 

lungsgebiulfen. 

Erweiterung der Sonntagsruhe durch Appell an die Vereine, mittels 

ortsſtatuariſche Regelung dem Reichsgeſeße vorzuarbeiten. 

Würzburg am 18. und 19. Juni 1900. 

Die Novelle zur Gewerbeordnung. 

Sißgelegenbeit für Angeſtellte in Ladengeſchäften. 

Kaufmännmſche Schiedsgerichte im Rahmen früberer Forderungen. 

Krankenkaſſenzwang für Angeſtellte bis zu M. 2000. -- Gebalt 

durch reichsgeteßliche Regelung. 

Errichtung einer beſonderen Alters- und Invaliditätskaſje für die 

kaufmänniſchen Angeſtellten, unter Beſerung des Invalidträts- 

begriffes und Ertoilung angemeſſener Renten. Herabſeßung der 

Altersgrenze für Bezug der Rente. 

Einbeitliche Negelung der ArbeitSzeiten und der Sonntagsruhe durch 

Reichsgeſeß, da ortsſtatuariſche Reformen den Nachbarſtädten mit 

längerer Arbeitszeit einen unbedingten Vorrang einräumen. 
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Coburg am 10. und 11. Juni 1901. 

. Regelung der Arbeitszeiten in den Großbetrieben. Vorſchlag, durch 

Einholung von Gutachten aus dieſen Kreiſen die Regelung anzu- 

ſtreben. 

Stellung der kaufmänmiſchen Krankenkaſen in der bevorſtchenden 

Änderung des Krankenverſicherungsgeſeßes reſp. deren Novelle. 

Handelsiſpektoren ; dieſe follen aus den Reihen der Angeſtellten 

hervorgebhen und analog den Gewerbeinſpektoren angeſtellt werden. 

. Einführung vollſtändiger Sonntagsrube im Bank-, Fabrik- und Großz- ? t 7 ,( 

betrieben. 

. Obligatoriſche Fortbildungsſchulen und Unterricht, der der praktiſchen 

Lehre varallel gehen foll. 

. Kaufmänntſche Schiedsgerichte. 

. Notwendigkeit einer kaufmänniſchen Lehre für die weiblichen Ange- 

ſtellten und deren geſchulte Vorbildung für den Beruf. 

Raſſel am 9. und 10. Juni 1902, 

Erbebungen über die Arbeitszeiten in den Kontoren des Großhandels. 

Kaufmänmiche Schiedsgerichte. 

Alters- und Invalhiditätsverſicherung. In einem ausführlichen Re- 

ferat wird dargelegt, daß der Ausbau der Invalidenverſicherung 

den Handeisangeſtellten keine Vorteile bringt. 

Dienſtvertragsſchema für Handlungsgebilfen. 

Stellenvermittlungsbund und Bekämpfung der prwvaten Vermiuttlung, 

Vorſchläge zu allgemeiner geyeßlicher Regelung. 

. Fortbildungsſchulen für weibliche Angeſtellte. Die Cinbeziebung der 

weiblichen Angeſtellten in das Fortbildungſchulgejeß wird nach 

lebhaften Debatten beſchloſſen. 

Konfkurrenzklaufel. Der Verbandstag beſchließt, eine Gebalts- 

grenze von M. 5000 für die Zulaſſung der Klaufel als Unter- 

lage zu ſchaffen. 

Nürnberg am 13. Juni 1903. 

. Kaufmannsgerichte. Der Verband unterbreitet der Regierung 

ein ausgearbeitetes Muſterſtatut, das alle Beſchlüſte rrüberer 

Verkandstage zuſammenfaßt. 

Arbeitszeiten in den Kontoren des Großhandels. 
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. Ausbildung der Lehrlinge. Die Bekämpfung der Lehrlingszüchterei 

ſowie die Errichtung von Fachſchulen wird eingebend erörtert. 

. Invaliditäts- und Altersverſicherung. 

Urlaubsverbältniſſe. Der Verband befürwortet eine geſeßliche Re* 

gelung des Sommerurlaubs. 

Stellenvermittlungsbund. Stellungnahme zum „Bund der Kauf- 

leute“. 

Magdeburg am 6. Juni 1904. 

. Berufszählung. Der Verband unterbreitete der Regierung ein genaues 

Schema, nach Wünſchen des Handelsſtandes geordnet. 

Handelshochſchulen. Die planmäßige Errichtung dieſer Inſtitute 

wird als wertvolle Gelegenbeit zur Erweiterung und Vertiefung 

kaufmänmſchen Wiſfens betrachtet. 

Kaufmannsgerichte. Die Wahlentrechtung der weiblichen 

Handlungsgehilfen wird in einer lebbaſten Debatte verurteilt. Der 

Reichstagskommüſſion werden Ergänzungsvorſchläge betr. Anſchluß 

der Gerichte an die Amtsgerichte unterbreitet. 

Handelsiunſpektoren werden abermals gefordert. 

y 63 des Handelsgeſeßbuches, die *)kotwcndigkcit der Aenderung 

desfelben. 

. Stellungnahme gegen die geplante Stellenvermittlung durch die 

Handelsfammern. 

Die Sicherung der Kautionen der Angeſtellten. 

Anſtellungsverträge für Handlungsgebilfen. Der Verband veraus- 

gabt eine Neuauflage dieſer Verträge, die auch heute noch er* 

hältl'ch ſind. 

Pforzheim am 29. u. 30. Mai 1905. 

Alters- und Invaliditäts- bezw. Penſionsverſicherung. Die zugeſagte 

Erbebung der Regierung über dieVerbältmiſſeim Privatangettellten: 

Tand wird durch Vorichläge ergänzt. 

. Achtusr-Ladenſchluß und Sonntagsrube. 

Stellenvermittlungsbund, Stellenvermittlungsſtatiſtnk und Stellen- 

loſenverſicherung. 
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. Beſtechungsunweſen. 

Der Verband fordert Schußverträge zwiſchen kaufmänniſchen 

und induſtriellen Unternehmungen und ihren Lieferanten. 

. Arbeitszeit in den Kontoren des Großhandels. 

6. Die Berufszählung im Jahre 1907. Es wird eine Broſchüre 

überreicht, in der das Material der Verbaudsberatungen auf- 

gezeichnet iſt. 

Chemnitz am 21, u. 22. Mai 1906. 

. Der Entwurf eines Geſetzes über die Hi[fskaffén. 

. Alters- und Invaliditäts-Verſicherung, eventl. Anſchluß an die darauf 

gerichteten Beſtrebungen der Privatbeamten. Es werden Leitfäßte 

aufgeſtellt, die auf Verſicherungsumfang, Renten- und Beitrags- 

höhe ſowie Berufgsinvalidität ausgedehnt ſind. Debatte über die 

Verſicherungsform. 

. Der Achtubr-Ladenſchluß. 

Reichsgeſeßliche Regelung der Sonntagsruhe. Ausnahmen für 

Nahrungsmittelbranche in den Frühſtunden wurden als berechtigt 

anerfannt. 

Handels-Inſpektoren. | 

Die Konkurrenz-Klauſel ſoll gemäß früheren Beſchlüſen bis zu 

M. 5000 Gebhalt abgeſchafft werden. 

Mannheim am 27. Mai 1907. 

. Ausdehnung der Unfallverſicherung im Handelsgewerbe. 

Die Einbeziebung aller kaufmänniſchen Arbeiten wird gefordert. 

Die Konkurrenzklautel. 

Kaufmannskammern. Anſchluß an Handelsfammern ſowie 

Kaufmannsgerichte wird abgelehnt und eine ſelbſtändige Inſtanz 

mit paritätiſcher Beſezunz gefordert. 

Die Denkſchrift des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes betr. Penſions- 

verſicherung fowie die Berufszäblung 1907. 

Die Schußgeſeßgebung für das Handelsgewerbe und ibre Ausführung. 

Die Einſeßung von Handelsinſpektoraten erſcheint dringend not- 

wendig, ſoll jedoch vorerſt mit Berüſichtigung der Stellung des 

Bundegrates von geeigneten nichtumformierten Beamten durch- 

geführt werden. 
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Franfkfurt a. M. am 18. und 19, Mai 1908. 

1. Staatliche Penſionsverſicherung der Privatbeamten. Die Meinungs- 

verſchiedenbheiten in der Prwvatbeamtenſchaft werden erörtert. 

y 63 Handelsgeſeßgebung. Abfaß 2 des Geſetes joll gemäß den 

Vorſchlägen der Reichstagskommiſſion mit zwingendem Recht 

ausgeſtaltet werden. 

3. Der bheutige Stand der Handlungsgebilfenbewegung. Oie Eimtgungs- 

beſtrebungen der großen Verbände werden beiprochen, die zu- 

nehmende gewerkſchaftliche Tendenz einzelner Verbände wird auf 

ihre Urfachen unterſucht. 

4. Handels-Inſpektoren. 

5. Das Beſtechungsunweſen. Strafbeſtim.aungen ſcheinen dem Ver- 

bande keim geeignetes Mittel zur Bekämpfung. 

6. Kaufmannskammern. Die rerritoriale Gliederung der Kammern 

und das Wablrecht für beide Geſchlechter werden zur Unterlage 

eines Muſterſtatuts gemacht. Die Aufgaben der Kammern wer- 

den neu aufgettellt. 

Arbeitszeiten im Handelsgewerbe. 
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Eiſenach am 23. und 24. Mai 1909. 

1. Die gegenwärtige ſozialpolitiſche Lage. Die GeſeBoorlagen im Reichs- 

rage werden eingebend beiprochen. 

2. Die Koalitionsfreibeir. Der Verband fordert geſeßgeberiſchen Schuß 

gegen Eingriffe in das Voreinigungsrecht der Angeſtellten. 

3. Das Lehrlingsweſen. Die Ergebnine einer Lehrkonferenz in Leipäig 

werden erörtert. 

4. Die Pfändung des Gehalts. Den Angeſtellten foll ein pfändungs- 

freies Eriſtenzminumum von M. 1800 geſichert werden. 

5. Die ſtaatliche Penſionsverſicherung der Prvatbeamten. Boricht über 

die Verbandlungen des Hauptausſchuſtes. 

Rarlsruhe am 22. und 23. Mai 1910. 

1. Die heutigen Forderungen einer Intereſtenvertretung des Handlungs- 

bilfenſtandes. CEin geſchichtlicher Rückblick und Betonung der 

onderintereſſen in einer Kaufmannsfammer. 

2. DaEL Lehrlingsweien im Handelsgewerbe. 
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Z. Die ſtaatliche Venſionsverſicherung der Prwatbeamten. Der Ver- 

band beſpricot den Geſeßentwurf. 

4. Der Hanſabund. Der Verband fordert die Vereine auf, dem Bunde 

beizutreten. 

5. Die Stellung der freien Hilfsfaſſen nach der neuen Reichsver- 

ſicherungsordnung. Der Verband tritt für unbeſchränkte Freibeit 

der Hilfskaſſen ein und bekämpft den Riſikenaufnahmezwang 

un> den obligatoriſchen Prinzipalsbeitrag zur Ort3krankenkaſſe. 

Wiesbaden am 28, und 29, Mai 1911. 

1. Die freien Hilfskaſſen. Anträge auf Erweiterung der Rechte in der 

Reichsverſicherungsordnung. 

2. Erholungsheime für Kaufleute. Der Verband ſpricht der Erholungs- 

heimgefellſchaft ſfeine Sympathie zu dem ſozialen Werke aus und 

empfiehlt allen angeſchloſfenen Vereinen den korporativen Beitritt. 

3. Die ſtaatliche Penſionsverſicherung der Privatbeamten; das Geſeß 

im Reichstag. 

4. Vorſchläge zur Regelung der Frauenarbeit; die Vorbildung foll in 

der obligatoriſchen Fortbildungsſchule fowie durch eine praktiſche 

Lehrzeit gefördert werden. 
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Hermann Minjon 
Kunſtdruckerei 
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